
Wandel von einer kolonialistischen Rechtsordnung z u m mo­
dernen Rechtssystem wie auch die Gel tung des intertempora­
len Rechts und des Estoppel-Prinzips, daß unter dem heutigen 
Völkerrecht auch die Inseln rechtmäßig zu Namibia gehören. 
In ihrer Resolution 35/227 v o m 6.März 1981 erklärte die Gene­
ralversammlung m i t großer Mehrhei t , daß die Inseln 
»einen festen Bestandteil Namibias darstellen und deshalb jeder Be­
schluß Südafrikas über die Beanspruchung des Hoheitsrechts über die­
se Inseln illegal sowie null und nichtig ist«. 
Die Bedeutung dieser Inseln sollte n icht unterschätzt werden. 
Die Aussichten, ein wir tschaf t l i ch lebensfähiges Namibia zu 
schaffen, werden solange gemindert, wie Südafrika die Kon­
trolle über die Inseln u n d die sie umgebenden Gewässer be­
hält, denn dies beließe einen Teil der namibischen Küstenge­
wässer i n südafrikanischer Hand und würde die südnamibi­
schen Gewässer i n abwechselnd südafrikanische und namibi ­
sche Zonen zerstückeln. Auch könnte sich die Überlegenheit 
der südafrikanischen Marine z u m Schaden Namibias auswir­
ken; etwaige Bemühungen Namibias, die Ausbeutung der Res­
sourcen i n seinen Gewässern zu beschränken, könnten von 
Südafrika leicht unterlaufen werden. Z u d e m hätte Südafrika 
die Möglichkeit, die namibische Fischereiindustrie massiv zu 
beeinträchtigen u n d Namibias Kontrol le über seine südlichen 
Gewässer zu behindern. Da zwei der Pinguininseln u n m i t t e l ­
bar vor der Hafeneinfahrt von Lüderitz liegen, wäre es außer­
dem für Südafrika ein leichtes, auf die dortige Fischerei oder 
Schiffahrt störend e inzuwirken. 

Eine derartige Grenzfestlegung widerspricht jedoch heutigem 
Völkerrecht, welches i m Falle eines n icht schiffbaren Grenz­
flusses verfügt, daß die imaginäre Grenzlinie i n der M i t t e des 
Flusses zu verlaufen u n d dabei sämtlichen Flußbiegungen zu 
folgen habe. 1 1 Dementsprechend hält die namibische Verfas­
sung i n A r t . l Abs.4 fest, daß Namibia i m Süden bis zur M i t t e 
des Oranje reiche. 1 2 Sollte die namibische Regierung dieses 
Thema m i t Südafrika ansprechen, so w i r d Südafrika sich wahr­
scheinlich wiederum auf das Argument der Kette von Rechts­
t i t e l n berufen; es dürfte darauf verweisen, daß es Ausnahmere­
gelungen zu der Grenzflußregel gibt u n d daß somit das gesam­
te Flußbett zu Südafrika gehöre. 
Z u der erwähnten Regel gibt es i n der Tat drei Ausnahmebe­
st immungen: das Al trecht auf Besitz des ganzen Flusses, eine 
vertragliche Festlegung oder die Tatsache, daß ein Staat das Ge­
lände diesseits eines Flusses vor Inbesitznahme des Landes 
jenseits des Flusses durch einen anderen Staat besetzt hat. Ent­
lang seiner Argumentat ionsl inie h ins i cht l i ch Walfischbucht 
u n d der Pinguininseln dürfte Südafrika w o h l die letzten beiden 
Ausnahmeregelungen anführen. D o c h wie auch i m Falle der 
Bucht und der Inseln werden der Wandel von der kolonia l ge­
prägten zur modernen Rechtsordnung und die Anwendung 
heutiger völkerrechtlicher Konzepte (wie rechtliche Bindun­
gen u n d intertemporales Recht) die Richt igkeit der namib i ­
schen Position bestätigen. 

Die Südgrenze Namibias 

M i t den Problemen Walfischbucht u n d Pinguininseln nicht d i ­
rekt verknüpft ist die Frage der Festlegung der südlichen Lan­
desgrenze. Der 1890 geschlossene britisch-deutsche Vertrag 
über A f r i k a u n d Helgoland beschrieb auch die Grenzen Süd­
westafrikas. Er legte den Grenzverlauf i m Süden fest: von der 
Mündung des Oranje entlang dessen nördlichem Ufer bis z u m 
20.Grad östlicher Länge. Der Oranje selbst ist n icht schiffbar. 

A m 14.März 1991 trafen hochrangige Vertreter Namibias u n d 
Südafrikas i n Kapstadt zusammen, u m den Komplex Walfisch­
bucht zu erörtern. Auch die Frage der Pinguininseln u n d die 
der südlichen Landesgrenze wurden angesprochen. Nach nur 
wenigen Stunden endeten die Verhandlungen jedoch i n einer 
Sackgasse; die Vertreter beider Seiten betrachteten weitere 
Konsultat ionen m i t ihren jeweiligen Regierungen als unerläß­
l i c h . 

Kolonisiert nach der Entkolonisierung? 
Zur Beendigung der UN-Treuhandschaft über Mikronesien, die Marshallinseln 
und die Nördlichen Marianen 

PHILIP K U N I G • SUSANNE RUBLACK 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 22.Dezem­
ber 1990 über die Beendigung des Treuhandstatus des unter 
der Verwaltung der Vereinigten Staaten stehenden Gebiets Pa­
zifikinseln entschieden. Es war dies nach der Entkolonisie­
rung Neuguineas durch Verschmelzung in das heutige Papua-
Neuguinea im fahre 1975 das letzte der elf Territorien, die 
dem Treuhandsystem nach den Kapiteln XII und XIII der UN-
Charta unterstellt waren. Nach Resolution 683 (1990) des Si­
cherheitsrats (Text: VN 1/1991 S. 34) bleiben diese Bestim­
mungen, konkretisiert durch das 1947 *nit den USA abge­
schlossene Treuhandabkommen, nun noch für eine der zum 
Treuhandgebiet Pazifikinseln gehörigen Inselgruppen, die Re­
publik Palau, weiterhin anwendbar. Die drei übrigen Gebiete 
- das Commonwealth der Nördlichen Marianen, die Repu­
blik Marshallinseln und die Föderierten Staaten von Mikrone-
sien - treten je für sich in ein besonderes Verhältnis der An-
bindung an ihre ehemalige Vnrwaltungsmacht ein. Der völ­
kerrechtliche und wirtschaftlich-politische Rahmen, den die 
betreffenden Insularterritorien im Vorfeld der Ablösung ihres 
Treuhandstatus mit den USA ausgehandelt haben, läßt eine 

weitgehende Kontinuität jener Existenzbedingungen erwar­
ten, die sich während der jüngsten Periode ihrer wechselvol­
len Geschichte herausgebildet haben. 

I . Z u m Treuhandsystem der Vereinten Nationen 

Die Beendigung der Treuhandschaft über die Pazifikinseln ist 
e in Schritt mehr z u m endgültigen Abschluß des Treuhandsy­
stems der Vereinten Nat ionen, 1 nachdem die wei t überwiegen­
de Zahl der Treuhandgebiete bereits bis M i t t e der sechziger 
Jahre aus dem Treuhandstatus entlassen worden war. Für eine 
Einschätzung seiner Leistungen lassen sich unterschiedliche 
Perspektiven wählen. Es steht z u m einen i n historischer Kon­
tinuität z u m Mandatssystem des Völkerbundes: M i t Ausnah­
me der ehemaligen A-Mandate u n d des damaligen Südwest­
afrika wurden die Mandatsgebiete, allerdings durch neu ge­
schlossene A b k o m m e n , i n Treuhandschaften unter der U N -
Charta überführt, wobei die materiel len u n d ins t i tut ione l len 
Bestimmungen der Charta die Anforderungen an die Treu-
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handschaftsverwaltung gegenüber der Völkerbundsatzung stei­
gerten. Insofern erfüllte es nach dem Ende des Völkerbundes 
eine Ersatzfunktion h ins icht l i ch der Gebiete, die infolge der 
Einstufung i n das Mandatssystem noch eines gewissen Über­
gangs zu ihrer völkerrechtlichen Eigenständigkeit bedurften. 
Wie sich an A r t i k e l 77 der UN-Char ta zeigt, verstand sich das 
Treuhandsystem aber darüber hinaus auch als Angebot einer 
stärker internationalisierten Verwaltung an Kolonialmächte, 
soweit sie n icht unter dem Mandatssystem operiert hatten. Ei­
ne fre iwi l l ige Unterstel lung abhängiger Hoheitsgebiete unter 
das Treuhandsystem ist allerdings nie erfolgt. Auch die zweite 
Komponente eines erweiterten Wirkungsrahmens, wie i h n die 
UN-Char ta für das Treuhandsystem bereitstellte, ist n icht zur 
Entfaltung gelangt: Nach Art .81 der Charta konnten auch 
mehrere Staaten gemeinsam sowie die Vereinten Nationen 
selbst die Verwaltung eines Treuhandgebiets übernehmen. Die 
Auseinandersetzungen u m die Formulierung der Best immun­
gen über »Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung« (Kap. X I der 
Charta) hatten bereits Widerstände der Kolonialmächte gegen­
über einer stärkeren Verantwortung der Organisation für die 
Unabhängigwerdung kolonisierter Gebiete offenbart. 2 

Die Besonderheiten des Treuhandsystems, die es i n verglei­
chender Perspektive innerhalb des ins t i tu t ione l len und mate­
riell-völkerrechtlichen Rahmens der Charta aufweist, mögen 
vor diesem Hintergrund w o h l seine faktische Beschränkung 
auf eine Fortführung des Mandatssystems des Völkerbundes er­
klären. Zwar haben die Vereinten Nationen bei der Formulie­
rung der Treuhandabkommen, die weitestgehend auf Entwür­
fen der Verwaltungsmacht beruhten, wenig inst i tut ionel les 
Gewicht entfalten können. I n den Aufsichtsbefugnissen der 
Generalversammlung und des Treuhandrats, welche sich ge­
mäß Art .87 der UN-Char ta durch Berichterstattung der Ver­
waltungsmacht, die Entgegennahme von Petitionen und die 
Entsendung eigener Besuchsmissionen über Entwicklungen i n 
den Treuhandgebieten unterrichteten, stand jedoch ein Instru­
m e n t a r i u m zur Umsetzung der materiel len Verpflichtungen 
der Kolonialmacht zur Verfügung, das sich die Organisation i n 
auch nur abgeschwächter Form für die übrigen abhängigen Ge­
biete erst erarbeiten mußte. Schließlich gehen die Zielvorga­
ben des Treuhandsystems über die sonstigen Verpflichtungen 
der Kolonialmächte nach Kap. X I hinaus, indem sie auf die För­
derung der Unabhängigkeit des Treuhandgebiets wie auch die 
Berücksichtigung des frei geäußerten Willens seiner Bevölke­
rung verweisen. 

Was jedoch die Umsetzung des völkerrechtlichen Rahmens für 
Treuhandschaften i m Kontext der allgemeinen E n t w i c k l u n g 
zur Entkolonisierung anbelangt, so lassen sich k a u m Unter­
schiede zwischen dem Treuhandsystem u n d der Behandlung 
der kolonisierten Gebiete nach Kap. X I der Charta feststellen. 
Etwa zeitgleich verlief die große Welle der Beendigung des i n ­
ternationalen Status von Terri torien beider Kategorien i m Sog 
der Unabhängigkeitsbewegung zu Anfang der sechziger Jahre, 
ohne daß zuvor i n einer Unterstel lung unter die Treuhandauf­
sicht der Vereinten Nationen Chancen einer übergangsweisen 
Ordnung der entstehenden Staatsgebilde gesehen wurden. M i t 
der Einr ichtung des Entkolonisierungsausschusses der Gene­
ralversammlung 1961 wurde der inst i tut ionel le Vorsprung des 
Treuhandsystems, der zudem durch seine paritätische Kon­
s t rukt ion und durch die Spannungen des Ost-West-Verhältnis­
ses belastet war, weitgehend eingeholt. Die Generalversamm­
lung entwickelte schließlich i n mehreren Entschließungen 
Grundsätze der Entkolonisierung, die für Gebiete unter Treu­
handschaft ebenso leitend wurden wie für die Masse der kolo­
nisierten Gebiete. Insgesamt konnte das Treuhandsystem we­
nig historisches Profil gewinnen, w e i l es von der nur wenig 
vorhandenen Bereitschaft der Kolonialmächte, sich internatio­
naler Einflußnahme zu öffnen, abhängig blieb. 
So ist auch die E n t w i c k l u n g des Treuhandgebietes Pazifikin­
seln durch die Aufsicht der Vereinten Nationen nur zurückhal­
tend gesteuert worden. 

I I . Zur Geschichte der Inseln 

Vier Mächte hatten während des letzten Jahrhunderts das 
Schicksal der Inseln geprägt: Das Deutsche Reich errichtete 
1885 auf den Marshall inseln ein Protektorat und gewann 1899 
die Marianen - m i t Ausnahme Guams, das an die USA f ie l -
w i e auch die Karolinen (das heutige Mikrones ien u n d Palau) 
i m Wege der entgeltl ichen Zession seitens der damaligen Kolo­
nialmacht Spanien h i n z u . Japan, das die Inseln i m Ersten 
Weltkrieg besetzte und 1920 dem Mandatssystem des Völker­
bundes unterstellte, nutzte das Gebiet als militärischen Stütz­
p u n k t während des Z w e i t e n Weltkrieges, bis es 1944 von ame­
rikanischen Truppen erobert wurde. Für seine Überleitung i n 
das Treuhandsystem der Vereinten Nationen bestanden die 
USA auf besonderen Vorkehrungen, die ihnen die Wahrung i h ­
rer strategischen Interessen erlaubten: Die für diesen ( letztl ich 
auch einzigen) Anwendungsfal l maßgeschneiderten Bestim­
mungen über »strategische Zonen« der Treuhandgebiete i n 
den Art .82 , 83 u n d 85 der UN-Char ta entzogen die Verwaltung 
einer Beaufsichtigung durch die Generalversammlung. A n de­
ren Stelle trat der Sicherheitsrat und als sein Hilfsorgan der 
Treuhandrat, was den USA als Verwaltungsmacht ein Veto­
recht bei allen sicherheitsrelevanten Entscheidungen sicherte, 
sie allerdings n icht von den politisch-humanitären Zielsetzun­
gen der Art .73 und 76 der Charta entband. Das 1947 v o m Si­
cherheitsrat genehmigte Treuhandabkommen m i t den USA er­
streckte auch die nach dem Wortlaut der Charta nur hinsicht­
l i c h nicht-strategischer Treuhandgebiete geltenden Berichts­
pf l ichten der Verwaltungsmacht sowie Petitionsprüfungs- u n d 
Besuchsrechte des Treuhandrats auf das vereinbarte Treuhand­
verhältnis. 3 D u r c h ihre strategischen Interessen bedingte Ein­
schränkungen dieser Aufsichtsrechte der Vereinten Nationen 
machten die USA während der bis 1958 durchgeführten A t o m ­
waffentests auf den Marshall inseln geltend. 
Auch heute noch besitzen die Pazifikinseln besondere Bedeu­
tung i m militärischen Sicherheitskonzept der Vereinigten 
Staaten, die insbesondere m i t dem unsicheren Schicksal der 
amerikanischen Militärstützpunkte auf den Phi l ippinen ver­
knüpft i s t . 4 Für die betroffenen Terri torien birgt ihre geostrate-
gische Stellung, so hat es die E n t w i c k l u n g bis zur tei lweisen 
Entlassung aus dem Treuhandstatus gezeigt, einerseits 
Tauschmacht, andererseits eine erhebliche Einschränkung i h ­
rer Möglichkeiten, sich von der Verwaltungsmacht USA w i r k ­
l i c h zu emanzipieren. Das stand le tz t l i ch auch einem Zusam­
menschluß der - nur durch Eingriff der Kolonialmächte zu­
sammengefügten — Teile des Treuhandgebiets zu einem unab­
hängigen neuen Staatsgebilde i m Wege, wie er i m Zuge der 
Entkolonisierung anderer Gebiete (allerdings eher ausnahms­
weise) stattgefunden hat. 

I I I . Die Entwicklung bis 1986 

Bemühungen der Vereinigten Staaten, die Bevölkerung der Pa­
z i f ik inse ln i n ihrer poli t ischen E n t w i c k l u n g m i t dem Z i e l der 
Selbstregierung oder Unabhängigkeit zu fördern (Art . 76 der 
UN-Charta) , setzten erst zu Anfang der sechziger Jahre ein, 
nachdem der Bericht einer Besuchsmission der Vereinten Na­
t ionen deut l ich mahnende Worte enthalten hatte . 5 Ein •Con­
gress of Micronesia- wurde 1964 auf Anordnung der amerikani­
schen Regierung als Legislativorgan m i t beschränkten Befug­
nissen 6 eingerichtet. Dessen Kommiss ion z u m polit ischen 
Status bündelte die 1969 beginnenden formel len Verhandlun­
gen m i t den USA auf Seiten Mikronesiens m i t dem Z i e l , den 
gemeinsamen Status des Gebiets als eines selbstregierenden 
Staates i n freier Verbindung (free association) m i t den Vereinig­
ten Staaten vorzubereiten. Als der Kongreß Mikronesiens sei­
ne ablehnende H a l t u n g gegenüber Angeboten der USA bekräf­
t igt hatte, das gesamte Gebiet i n einem C o m m o n w e a l t h -
ähnlich wie Puerto Rico - dauerhaft an sich zu binden, began­
nen 1972 gesonderte Verhandlungen zwischen den USA u n d 
den Nördlichen Marianen, die einen solchen Status ihrerseits 
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wünschten. Einige Beobachter der E n t w i c k l u n g Mikronesiens 
sehen h i e r i n den le tz t l i ch erfolgreichen Versuch der Vereinig­
ten Staaten, das Treuhandgebiet zu partikularisieren u n d da­
durch für ihre strategischen Zwecksetzungen geeigneter zu 
machen, zumal insbesondere die Marianen schon früh durch 
militärische Einrichtungen ihre spezifische kul ture l le u n d 
wirtschaft l iche Prägung erhiel ten. 7 Die USA verwiesen aller­
dings schlicht auf das Selbstbestimmungsrecht der Bevölke­
rung dieses Terr i tor iums. 8 

Die Vereinten Nationen, innerhalb derer die Sowjetunion u n d 
Austral ien am vernehmlichsten für die Einheit Gesamt-Mi-
kronesiens sprachen, forderten die USA wiederholt zur Ein­
dämmung 'separatistischer- Tendenzen auf den Marianen auf 
u n d äußerten anläßlich einer Besuchsmission Zweife l daran, 
ob Verhandlungen der Verwaltungsmacht m i t den Marianen 
außerhalb der poli t ischen Organe des gesamten Treuhandge­
biets m i t den Bestimmungen des Treuhandvertrags vereinbar 
seien. 9 Allerdings bietet die Praxis der Weltorganisation, so 
sehr sie die grundsätzliche Unverrückbarkeit der Grenzen ent­
kolonisierter Gebietseinheiten vertrat, gerade h ins icht l i ch der 
Beendigung von Treuhandschaften Argumente dafür, daß Teile 
eines abhängigen Gebietes für ihre Entkolonisierung unter­
schiedliche Zugehörigkeiten u n d Identitäten wählen konn­
t e n . 1 0 

Die Verhandlungen zwischen den Nördlichen Mar ianen 1 1 u n d 
den Vereinigten Staaten führten 1975 vergleichsweise rasch zur 
Unterzeichnung eines Abkommens, das die künftigen Bezie­
hungen der Inselgruppe als 'Commonweal th i n politischer 
Einheit m i t den Vereinigten Staaten« regelt und i m selben fahr 
durch Volksabstimmung unter Aufsicht des UN-Treuhandrats 
gebill igt wurde. Es ordnet die Marianen der Souveränität der 
Vereinigten Staaten unter, welche für die auswärtigen Angele­
genheiten u n d Verteidigung des Commonweal th vollständige 
Verantwortung tragen. Für die lokale Selbstverwaltung u n d die 
Regelung der inneren Angelegenheiten sind danach i m Grund­
satz die Marianen zuständig, jedoch i n Überlagerung durch Le­
gislativrechte der Vereinigten Staaten. 1 2 Die h i e r m i t vorge­
zeichnete völkerrechtliche Abspaltung von dem restlichen 
Treuhandgebiet fand ihre Entsprechung i n der Verabschiedung 
einer Verfassung, deren Grundstruktur bereits i n dem A b k o m ­
men m i t den USA festgelegt worden war. 
Während ein Ersuchen der Marshall inseln u n d Palaus 1975 u m 
vergleichbare getrennte Verhandlungen zunächst auf amerika­
nische Ablehnung traf, stellte sich schon 1977 zunächst auf i n ­
formeller Ebene eine Zweigleisigkeit der Verhandlungen ein, 
die auf einer Ebene jeweils besondere Interessen der drei restli­
chen Teilgebiete der Pazifikinseln berücksichtigten, auf ande­
rer Ebene Vorstellungen über einen gesamtmikronesischen 
Status der 'free association" m i t den USA (1978 formul ier t i n 
den nach dem hawaiischen Verhandlungsort benannten H i l o -
Prinzipien) entwickel te . 1 3 Nachdem die Bevölkerung Palaus 
u n d die der Marshall inseln den Entwurf einer einheit l ichen 
Verfassung für Mikronesien durch Referendum i m fahre 1978 
abgelehnt hatten, wurden auf jeder der drei Inselgruppen ge­
sonderte Regierungen eingesetzt, m i t denen die USA auf der 
Grundlage der Hi lo-Pr inzipien u n d i n dem erklärten Bestre­
ben, den Weg für eine künftige Kooperation der Teilgebiete un­
tereinander offenzuhalten, über ihre bilateralen Beziehungen 
nach dem Ende der Treuhandschaft verhandelten. Gleichzeit ig 
arbeiteten Palau u n d die Marshall inseln eigene Verfassungs­
entwürfe aus, die 1979 durch Referenden bestätigt w u r d e n . 1 4 

Die vier Inselgruppen kennzeichnet seitdem eine recht unter­
schiedliche Verfassungsstruktur: Die Nördlichen Marianen 
verfügen über ein Zweikammerparlament u n d einen gewähl­
ten Gouverneur, auf den Marshall inseln ist der gesetzgebenden 
N i t i j e l a e in beratendes Organ zur Seite gestellt, das M i t w i r ­
kungsrechte bei der Wahrung lokalen Gewohnheitsrechts be­
sitzt . Palau u n d die Föderierten Staaten von Mikrones ien - die 
somit den einst für das gesamte Treuhandgebiet gültigen Na­
m e n fortführen - sind bundesstaatlich verfaßt; Palau hat ein 

Zweikammersystem m i t einem direkt gewählten Präsidenten, 
während der mikronesische Präsident v o m Bundesparlament 
gewählt w i r d . 1 5 

Eine neuerliche Schnittstelle der verfassungsrechtlichen u n d 
völkerrechtlichen E n t w i c k l u n g des Treuhandgebiets ergab 
sich h ins i cht l i ch Palaus, dessen Verfassung eine Referendums­
mehrhei t von 75 v H für den Umgang m i t nuklearen Substan­
zen auf Palau sowie für die Annahme jedes völkerrechtlichen 
Vertrages fordert, der anderen Staaten einen solchen Umgang 
gestattet. I n den Hi lo-Pr inz ip ien hatten sich die beteil igten 
Seiten darauf verständigt, daß die verfassungsmäßige Ordnung 
der mikronesischen Terri torien unter anderem die Verantwor­
t u n g der Vereinigten Staaten für die Sicherheit u n d Verteidi­
gung »innerhalb oder bezüglich Mikronesiens« respektieren 
werde. Das von den Vereinigten Staaten u n d der palauischen 
Regierung 1980, also nach Annahme der palauischen Verfas­
sung, paraphierte Assoziationsabkommen sah ein Recht der 
USA auf ungehinderten u n d notif ikationsfreien Betrieb nukle­
arer Trägersysteme i m Hoheitsgebiet Palaus i n Wahrnehmung 
dieser Verantwortung vor. Nachdem die Bestätigung des Ab­
kommens durch Referendum an dem verfassungsrechtlichen 
Erfordernis einer Dreivierte lmehrhei t scheiterte, suchten bei­
de Verhandlungspartner diese Best immung m i t den ihnen zu 
Gebote stehenden M i t t e l n zu re t ten . 1 6 Bis heute ist es aber 
n icht gelungen, dem A b k o m m e n i n dieser Fassung zur Gel­
tung zu verhelfen. 
Die Bevölkerungen der Marshall inseln u n d der Vereinigten 
Staaten von Mikronesien haben demgegenüber die von ihren 
Regierungen unterzeichneten, i m wesentlichen auch m i t dem 
A b k o m m e n Palaus gleichlautenden 'Compacts of Free Associ­
ation« durch Referenden gebill igt. Die eine Fülle von Mater ien 
betreffenden u n d durch konkretisierende Vereinbarungen er­
gänzten A b k o m m e n 1 7 garantieren das Recht jedes Gebiets zur 
internen Selbstregierung, auch zur eigenständigen Wahrneh­
m u n g seiner außenpolitischen Belange, soweit n icht die Z u ­
ständigkeit der Vereinigten Staaten für die Sicherheit u n d Ver­
teidigung der mikronesischen Staaten gegenseitige Konsultat i ­
onen verlangt. Langfristige ökonomische Hilfeleistungen der 
USA an jedes der Gebiete sind ein bedeutender Tei l der Verein­
barungen. Wie selbst regierungsnahe Beobachter bilanzieren, 
hat sich Mikronesien auch i n den Jahrzehnten seiner treuhän­
derischen Verwaltung wir tschaf t l i ch wenig entwickel t u n d ist 
weitgehend auf eine Fortführung der durch die USA erbrachten 
Sozialleistungen angewiesen. 1 8 K r i t i k e r haben den USA eine 
bewußte Strategie der sozio-ökonomischen Abhängigmachung 
zur fortdauernden Sicherung ihrer strategischen Interessen 
vorgeworfen. 

IV. Der Weg zur Beendigung der Treuhandschaft 

Auf In i t ia t ive der USA stellte der Treuhandrat am 28.Mai 1986 
i n seiner Resolution 2183JLIII) fest, die Bevölkerung i n den vier 
Teilen des Treuhandgebiets Pazifikinseln habe ihr Selbstbe­
stimmungsrecht i n Freiheit ausgeübt, u n d es sei angemessen, 
das Treuhandabkommen zu beenden. D i e einzige Gegenstim­
me k a m von der Sowjetunion, die wiederholt ihre Opposit ion 
gegen die nach ihren Worten kolonialistische A n b i n d u n g des 
Terr i tor iums an die USA durch »Unterwerfungsabkommen« 
formul ier t hat te . 1 9 Obwohl die USA während der Wahrneh­
m u n g ihres Verwaltungsauftrags i n Aussicht gestellt hatten, 
neben dem Treuhandrat auch den Sicherheitsrat i n angemesse­
ner Zei t m i t der Frage einer Beendigung des Treuhandstatus 
Mikronesiens zu befassen, gab ihr Verhalten vor dem Hinter­
grund der sowjetischen Verweigerungshaltung n u n Anlaß zu 
Zwei fe ln über das Verfahren, das sie i m H i n b l i c k auf die Been­
digung des Treuhandabkommens einzuschlagen bereit waren. 
I m Oktober 1986 setzten die USA die Vereinten Nationen i n 
einem an den Generalsekretär gerichteten Schreiben v o m In­
krafttreten ihrer Assoziierungsabkommen m i t der Republik 
Marshall inseln, den Föderierten Staaten von Mikronesien so-
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Geographische Lage des ehemaligen Treuhandgebiets Pazifikinseln; 
eine detaillierte Karte ßndet sich in VN 5/1986 S.176. Palau, für das 
das Treuhandabkommen noch gilt, nimmt den südwestlichen Teil 
des Gebiets ein. 

wie m i t dem Commonweal th der Nördlichen Marianen i n 
Kenntnis. Ihre Berichtstätigkeit gegenüber dem Treuhandrat 
beschränkt sich seitdem auf die E n t w i c k l u n g Palaus. 2 0 Hier­
durch nährten sich Befürchtungen, die USA beabsichtigten ei­
ne unilaterale Beendigung des Treuhandverhältnisses oder 
stellten sich angesichts eines i m Sicherheitsrat drohenden 
sowjetischen Vetos auf den Standpunkt, der Treuhandrat neh­
me bereits die den Vereinten Nationen zukommende Rolle 
wahr . 2 1 

Weder aus der UN-Char ta noch aus dem Treuhandabkommen 
ergibt sich auf den ersten Bl ick eine klare Regelung hinsicht­
l i c h des Verfahrens einer Beendigung der Treuhandschaft: 
Art.15 des Treuhandabkommens schreibt die Z u s t i m m u n g der 
Verwaltüngsmacht zu jeder Änderung oder Ablösung der Ver­
tragsbedingungen vor, während Art .83 Abs. 1 der UN-Char ta 
nur die Zuständigkeit des Sicherheitsrats für Änderungen u n d 
Ergänzungen des Treuhandabkommens über strategische Zo­
nen ausspricht. 2 2 D i e UN-Praxis bezüglich der schon beende­
ten zehn Treuhandschaften - hier war auf die Empfehlung des 
Treuhandrats eine abschließende Entscheidung der General­
versammlung gefolgt - , bietet für diesen Sonderfall eines stra­
tegischen Treuhandgebiets insofern Anle i tung , als die sonst 
von der Generalversammlung wahrgenommenen Funktionen 
hier generell dem Sicherheitsrat zugeordnet sind. Es ist auch 
belegt, daß die Vereinigten Staaten bei Abschluß des Treuhan­
dabkommens annahmen, der Sicherheitsrat müsse einer Been­
digung des Abkommens z u s t i m m e n . 2 3 Auch die völkerrechtli­
che Literatur geht ganz überwiegend schon auf Grund des bila­
teralen Charakters eines Treuhandabkommens, w i e i h n der I n ­
ternationale Gerichtshof i n seiner Entscheidung über den i n ­
ternationalen Status Südwestafrikas bestätigt h a t , 2 4 von die­
sem Erfordernis aus. 2 5 Daß der Sicherheitsrat n u n m i t vierjäh­
rigem Abstand zu der Resolution des Treuhandrats bes t immt 
hat, das Treuhandabkommen trete h ins i cht l i ch des Treuhand­
gebiets m i t Ausnahme Palaus außer Kraft - so die Formulie­
rung der Resolution 683( 1990) - , könnte die Verfahrensfrage 
als akademisch entwerten. Sie hat allerdings auch i n den Bera­
tungen des Sicherheitsrats zu Kontroversen geführt, als der 
amerikanische Botschafter von einer bloßen Bestätigung der 
erfolgten Beendigung des Treuhandabkommens durch den 
Treuhandrat sprach, andere Mitgl ieder dagegen dessen Ent­
scheidungsbefugnis betonten. 

Es ging bei der Kompetenzfrage aber n icht mehr u m die Siche­

rung des erforderlichen Entscheidungskonsenses, da die Sow­
jetunion ihren Widerstand gegen den Statuswechsel der Pazi­
f ik inse ln unter Hinweis auf die amerikanische Zusicherung, 
keine weiteren Militärbasen i n Mikrones ien zu errichten, i n 
der Sache aufgegeben ha t te . 2 6 Die USA waren vielmehr offen­
sicht l ich bestrebt, die uneingeschränkte Gültigkeit ihrer 
schon vor der Befassung des Treuhandrats abgeschlossenen 
u n d gemäß einer Proklamation des US-Präsidenten Reagan 2 7 

Ende 1986 i n Kraft getretenen Assoziierungsabkommen m i t 
den Teilgebieten der Pazifikinseln nicht Zwei fe ln auszusetzen, 
die sich aus dem Z e i t p u n k t einer Terminierung der Treuhand­
schaft erst auf Ende 1990 hätten ergeben können. 2 8 Die Ab­
k o m m e n selbst machen ihr Inkrafttreten, anders als noch der 
gemeinsame Entwurf u n d m i t Ausnahme einiger Best immun­
gen des Abkommens m i t den Marianen, von der Beendigung 
des Treuhandabkommens n icht abhängig. 
Ob die vorzeitige Ingeltungsetzung der A b k o m m e n über das 
bilaterale Verhältnis der Vertragsparteien hinaus völkerrecht­
l i c h relevant war u n d i m Rahmen der Treuhandschaftsaufsicht 
durch die Vereinten Nationen hätte zur Sprache gebracht wer­
den müssen, und ob die Entscheidung des Sicherheitsrats auf 
die Gestaltung dieser Verträge h ins i cht l i ch der völkerrechtli­
chen Stellung, aber auch der poli t ischen Situation der Pazi­
f ik inse ln hätte Einfluß ausüben können, läßt sich m i t Bl ick 
auf die aus der Entkolonisierungspraxis der Vereinten Natio­
nen hervorgegangenen Grundsätze bezweifeln. Die vor dem Si­
cherheitsrat vorgetragenen Stellungnahmen begnügen sich -
w i e auch die Resolution 683(1990) selbst - m i t einem Hinweis 
auf die Annahme der neuen Statusverträge i n Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts der Bevölkerungen, ohne auf die 
hierdurch begründeten Bindungen der Terri torien an die ehe­
malige Verwaltungsmacht einzugehen. 

V. Gegenwärtiger Status der Inseln 

Aus den neugeordneten Beziehungen der USA zu den drei aus 
dem Treuhandstatus entlassenen Gebietsteilen der Pazif ikin­
seln ergibt sich, w i e oben umrissen, eine besondere Beschrei­
bung von deren Staatsgewalt. Die USA sind für Sicherheit u n d 
Verteidigung, i m Falle der Nördlichen Marianen, die sich als 
C o m m o n w e a l t h der Souveränität der Vereinigten Staaten u n ­
terstellen, auch für die gesamten auswärtigen Angelegenhei­
ten zuständig, während die interne Gewalt den pazifischen 
Terri torien obliegt. Doch auch hier f indet sich vielfach eine en­
ge A n b i n d u n g an die USA u n d ihre innere Ordnung, etwa i n 
bezug auf das System der Besteuerung; offizielle Währung 
sämtlicher Gebiete ist der US-Dollar, wobei eine O p t i o n zur 
abgestimmten Einführung einer eigenen Landeswährung be­
steht. Die USA stellen wesentliche Infrastrukturleistungen i n 
den Bereichen Kommunikationswesen, Verkehr, Erziehung 
u n d Gesundheit, zusätzlich zu den zunächst auf 15 Jahre h i n ­
aus festgelegten u n d i h r e m Volumen nach stufenweise abneh­
menden f inanziel len Hi l fen , zur Verfügung. 2 9 

Insgesamt ergeben sich Zweife l an der völkerrechtlichen 
Staatsqualität der drei Territorien, dies jedenfalls bei den 
Nördlichen Marianen, w e i l ihre Außenbeziehungen weitge­
hend über die Staatsgewalt der Vereinigten Staaten vermi t te l t 
werden . 3 0 Die Marshall inseln u n d Mikronesien stehen aller­
dings m i t t l e r w e i l e i n diplomatischen Beziehungen zueinander 
u n d zu anderen Staaten der Region (beispielsweise zu Neusee­
land); sie wurden bereits vor der Entschließung des Sicher­
heitsrats Mitglieder, teils auch Beobachter i n regionalen inter­
nationalen Organisationen. 3 1 Die Assoziierungsabkommen le­
gen auch hier (und unbeschadet einer grundsätzlichen Mög­
l i chkei t zu einseitiger Kündigung) 3 2 so wesentliche Staats­
f u n k t i o n e n i n die Hände der USA, daß Zweife l an souveräner 
Staatlichkeit erlaubt sind. 

Der Status aller dreier Gebiete w i r f t auch, vergegenwärtigt 
m a n sich insbesondere die noch unbeendete Auseinanderset-
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zung der USA m i t den Vereinten Nationen u m ihr Verhältnis 
zu Puerto Rico , 3 3 die Frage seiner Vereinbarkeit m i t den völker­
rechtlichen Anforderungen an die Entlassung eines Gebiets 
aus einem Verhältnis der Kolonisierung auf. Ein solches ist die 
Treuhandschaft i n einem materiel len Sinne. 3 4 Maßgeblich ist 
Art .76 der UN-Charta , der Treuhändern die »Selbstregierung 
oder Unabhängigkeit« des verwalteten Gebietes als Entwick­
lungsziele vorgibt, vor a l lem aber das i n A r t . l u n d 55 der Char­
ta verankerte Selbstbestimmungsrecht i n Zusammen­
hang m i t den für die Entkolonisierungspraxis bedeutsamen 
Resolutionen 1514(XV) u n d 1541(XV) der Generalversamm­
lung von 1960 sowie der Resolution 2625(XXV) von 1970. 3 5 

Diese Rechtsgrundlagen fügen sich zu einem nicht i n allen 
Einzelheiten klaren Bi ld zusammen, das jedenfalls mehrere 
Formen für den i n freier Selbstbestimmung gewählten Status 
des entkolonisierten Terr i tor iums kennt. Neben der Unabhän­
gigkeit von der ehemals beherrschenden Macht steht die Mög­
l ichkei t einer Eingliederung i n einen bestehenden Staat oder 
der »free association', der freigewählten Verbindung m i t e inem 
solchen. Die Assoziierungsabkommen m i t den Föderierten 
Staaten von Mikronesien, den Marshall inseln sowie das noch 
n icht i n Kraft getretene A b k o m m e n m i t Palau greifen die Op­
t i o n der »free association» auf, unter deren Bezeichnung sich 
bereits die Entkolonisierung einiger Gebiete unter neuseelän­
dischem Einfluß vollzogen hatte. 
Obwohl sich i n der Praxis nur m i t Mühe Konturen eines 
schlüssigen Konzepts der freien Verbindung ausmachen las­
sen, 3 6 entspricht die Stellung der drei Gebiete unter der Gel­
tung der "Compacts of Free Association- den Anforderungen an 
ihre interne Eigenständigkeit, an den Prozeß ihrer selbstbe­
s t i m m t e n Wahl des Assoziationsstatus u n d an dessen grund­
sätzliche Veränderbarkeit etwa zugunsten der vollständigen 
Unabhängigkeit. Wie die (weit weniger expliziten) Abmachun­
gen Neuseelands m i t den ehemals abhängigen Gebieten Cook­
inseln und N i u e belegen, erkennen die Vereinten Nationen 
Einschränkungen der Verteidigungsgewalt des Ausmaßes, wie 
sie die Assoziierungsabkommen vorsehen, durchaus als m i t 
den Entkolonisierungsgrundsätzen vereinbar a n . 3 7 Zuneh­
mend abgeschwächt scheint das unter dem Einfluß der -Erklä­
rung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 
Länder und Völker« i n Resolution 1514 der Generalversamm­
lung herausgebildete Festhalten der Vereinten Nationen an der 
Zielsetzung einer vollständigen Unabhängigkeit für entkoloni ­
sierte Gebiete; es hat bei den Entschließungen des Treuhand­
rats und des Sicherheitsrats über den Status Mikronesiens 
auch keine Rolle mehr gespielt. 
Die heutige Stellung der Nördlichen Marianen findet aller­
dings k a u m ein Vorbild i n der Entkolonisierungspraxis; sie 
sind das einzige Treuhandgebiet, das sich i n eine dermaßen en­
ge Beziehung zu seiner ehemaligen Verwaltungsmacht gesetzt 
hat, daß eine Bewertung an den Statustypus der Integration 
erinnert. Probleme liegen hier i n dem nur erschwerten Zugang 
der Marianen zur Wahl der Unabhängigkeit, i n der zugestande­
nen Einflußmöglichkeit der USA auf die innere Verfassung u n d 
schließlich darin begründet, daß eine gleiche Vertretung der 
nordmarianischen Bevölkerung i m amerikanischen Kongreß, 
wie sie noch die Resolution 1541 der Generalversammlung for­
dert, n icht gewährleistet i s t . 3 8 Die Vereinten Nationen haben 
zu diesen Punkten n icht Stellung bezogen, obwohl ihnen i n 
der Aufsicht über Treuhandschaften eine wesentliche Verant­
w o r t u n g übertragen i s t . 3 9 

V I . Ausblick 

Zwischen dem Commonweal th der Nördlichen Marianen u n d 
den USA schwelt bereits e in tiefgreifender K o n f l i k t über die 
Anwendung bestimmter Regelungen ihres gemeinsamen Pak­
tes, der die Marianen noch i n letzter M i n u t e veranlaßte, den 
Sicherheitsrat u m die einstweilige Aussetzung einer Entschei­

dung zu ersuchen. 4 0 Dies blieb, trotz heftiger Interventionen 
Kubas i m Sicherheitsrat, ohne Erfolg u n d auch ohne Nieder­
schlag i n dessen Entschließung v o m 22.Dezember 1990. Ge­
genstand der Auseinandersetzung ist z u m einen die Kontrol le 
über die Ausbeutung der Meeresschätze i n der von den Nördli­
chen Marianen beanspruchten ausschließlichen Wirtschafts­
zone. Z u m anderen machen die USA legislative Kompetenzen 
über das C o m m o n w e a l t h geltend, die nach dessen Auffassung 
m i t seiner Befugnis zur Selbstregierung unvereinbar s i n d . 4 1 

Nachdem sich die Vereinten Nationen ihrer Aufsichtsrechte 
über diesen Teil des Treuhandgebietes Pazifikinseln begeben 
haben, können sie die Lösung des Konf l ik ts k a u m noch beein­
flussen. Angesichts ihrer Zurückhaltung bezüglich der drei 
schon aus dem Treuhandstatus entlassenen Gebiete ist auch 
n icht zu erwarten, daß sie den noch ausstehenden Abschluß 
der formalen Entkolonisierung Palaus aktiver mitgestalten 
werden. So werden sich die Position der USA, die i h r Recht auf 
ungehinderten Betrieb nuklearer Systeme nicht aus dem Ver­
handlungspaket des Assoziierungsabkommens herauslösen 
wol len , und das deutliche V o t u m der palauischen Bevölkerung 
gegen derartige nukleare Aktivitäten auf bilateraler Ebene 
ausgleichen müssen. Rolle und Erfolg der USA bei der Bewälti­
gung der Golfkrise dürften der Mehrhe i t der Staaten Zurück­
hal tung bei Versuchen nahelegen, k r i t i s c h auf ein Rechtsver­
hältnis e inzuwirken, das die USA ganz offenkundig als für ihre 
militärischen Interessen besonders bedeutsam erachten. 
Materiale Entkolonisierung, n icht nur formellen Abschluß der 
Treuhandschaft, dürften die Inseln des Pazifik erst erreichen, 
wenn der Abbau nuklearer Sicherheitssysteme w i r k l i c h voran­
k o m m t . Bis dahin könnten sie wir tschaf t l i ch u n d infras truktu­
rel l von ihrer geographischen Befindlichkeit u n d dem daran 
sich knüpfenden strategischen Interesse profit ieren. Ob sie un­
ter solchen Bedingungen z u m Ausbau kul ture l ler Identität f i n ­
den, steht dahin. 
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Die Uruguay-Runde im Zeitverzug 
Testfall für eine verstärkt marktwirtschaftliche Welthandelsordung 

Im Rahmen des Internationalen Zoll- und Handelsabkom­
mens (GATT), einer autonomen Organisation im Verband der 
Vereinten Nationen, einigten sich die Handelsminister der 
Vertragsparteien im September 1986 auf eine neue Handels­
runde. Ein einvernehmlicher Abschluß, der nach mehrjähri­
gen Verhandlungen für Ende 1990 geplant gewesen war, kam 
noch nicht zustande. Der Autor knüpft mit der folgenden Un­
tersuchung an seinen im Vorfeld der 8. Welthandelsrunde in 
dieser Zeitschrift erschienenen Beitrag (Die Welthandels­
ordnung im Spiegel des Protektionismus. Pragmatismus statt 
konzeptioneller Weitsicht, VN 1/1986 S.14ff.) an. 

R O L A N D WARTENWEILER 

Die heutige Herausforderung an die Welthandelsordnung leitet 
sich hauptsächlich aus der Beschleunigung der wir tschaf t l i ­
chen Strukturanpassungsprozesse ab. Diese Realität erfordert 
zu ihrer erfolgreichen Bewältigung substantielle Kräfte. Für 
viele Länder ist dies der Anlaß, u m die Rollen des Staates u n d 
der Privatwirtschaft aus kurz- , m i t t e l - u n d langfristiger Sicht 
neu zu definieren. O b w o h l fortlaufend Fortschritte i m Abbau 
u n d i n der Beseitigung wachstumsverzögernder Verzerrungen 
u n d Rigiditäten über die Verstärkung flexiblerer Wirtschafts­
s trukturen erzielt werden, bleibt noch v i e l zu t u n . Dies u m so 
mehr, als es i m m e r wieder zu Rückfällen k o m m t , best immte 
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